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Die Kirche
braucht Heimat

Mit grosser Zustimmung lese ich den
spannenden Artikel von Simon Hehli
zur Zukunft der Kirchen (NZZ 15. 1. 20).
Der Autor entwirft darin verschiedene
Modelle gegen den drohenden Unter-
gang der Staatskirchen. Dennoch ist zu
bedenken: Wäre es eine Katastrophe,
wenn es die Staatskirchen eines Tages
nicht mehr gäbe (die Freikirchen ken-
nen diese Austrittswelle ja nicht, im
Gegenteil)? Alle Strategien blieben eh
wirkungslos, sagt der Autor selber.

Gesellschaftliche Entwicklungen
kann man nicht aufhalten, höchstens
verzögern, und das sollte man nur tun,
wenn erhebliche Gründe dafür spre-
chen. Im Falle der reformierten Kirche
des Kantons Zürich aber ist dies nicht
der Fall, arbeitet die Kirche doch sel-
ber tatkräftig an ihrem Untergang mit.
Sie stösst ihre verbleibenden Mitglie-
der immer wieder vor den Kopf, sei es
mit dem Projekt «Kirchgemeinde Plus»,
sei es mit der Einmischung in politische
Fragen. Die Kirche aber braucht Hei-
mat! Die Gläubigen wollen sich mit
ihrer Kirche identifizieren können, und
diese Heimat bietet sie ihren Mitglie-
dern immer weniger. Die Schweiz als
vom Christentum geprägtes Land wird
dabei keinen Schaden nehmen, denn
die für die Staatskirchen verlorenen
Schäfchen bleiben von unserer abend-
ländisch christlichen Kultur und Ethik
geprägt.

ErnstWinkler, Schwerzenbach

Der Autor Simon Hehli fühlt sich beru-
fen, den Kirchen den Ort ihrer Zukunft
zuzuweisen. Für einen Reformierten wie
mich ist das Stichwort «Rituale» jedoch
nur bedingt eines, an das er seine Hoff-
nung knüpfen will. Die Reformierten
waren einmal eine Kirche des Wortes,
und dass das Vertrauen kirchlicher Mit-
arbeiter in dieses parallel zu den Mit-
gliedern ebenfalls ein gutes Stück ab-
handengekommen ist, ist offenbar kein
Thema.

Ich möchte der Untergangsrheto-
rik des Journalisten jedenfalls nicht fol-
gen.Die Kirchen befinden sich in einem
Transformationsprozess, der zum Ab-
schied von der gewohnten Form der
Volkskirche führt. Das muss man nicht
ausschliesslich alsVerlust empfinden. In

einemTransformationsprozess befinden
sich gleichermassen auch andere Insti-
tutionen und möglicherweise auch der
Journalismus. Und es ist kaum hilfreich,
sich darin andauernd an «guten alten
Zeiten» zu orientieren.

Weil ich nicht glaube, dass sich bei-
spielsweise die reformierte Kirche
vor ihrem «Untergang» zu retten hat,
schliesse ich mich auch keinem Rezept
dafür an. Als Theologe kann ich nur
versuchen, meine Arbeit so gut wie
möglich zu machen. Und das heisst ge-
rade nicht, möglichst auf jeden schon
vollen fahrenden Zug aufzuspringen,
nicht, jene Dinge zu machen, die an-
dere immer schon besser machen, son-
dern schlicht die Schrift in die Lebens-
welt der Hörer hinein so auszulegen,
dass daraus wirksames Wort werden
kann. Spracharbeit ist eine höchst an-
spruchsvolle Aufgabe, immer näher am
Scheitern als am Gelingen. Die Orien-
tierung amAuftrag erscheint mir jeden-
falls in mancherlei Hinsicht gesünder
als diejenige an der Wirkung («Begeis-
terung»).Vielleicht könnte das auch für
den Journalismus gelten.

Oliver Jaschke,
reformierter Pfarrer in Kloten

Geruhsames
Rentnerleben?

Herzlichen Dank für denArtikel «Alles
andere als ein geruhsames Rentner-
leben», NZZ 9. 1. 20). Als Jurist finde
ich einzig die Formulierung, dass die
Lausanne-Action-Climat-Vertreter den
Prozess erzwangen, aus rechtsstaatlicher
Sicht unangebracht. Die Beurteilung
durch ein unabhängiges und unpartei-
isches Gericht ist eines der fundamen-
talen rechtsstaatlichen Prinzipien und
als Grundrecht verbrieft. Die Formulie-
rung insinuiert für den Durchschnitts-
leser in meinen Ohren jedoch, dass es
sich im vorliegenden Fall um Queru-
lanten handle. Dem ist meines Erach-
tens nicht so. Vielmehr stellt sich die
Frage, weswegen die Staatsanwaltschaft
nicht von sich aus den Fall zur Beurtei-
lung vor Gericht gebracht hat. Bei Ver-
fahren mit politischer Dimension geht
m. E. das öffentliche Interesse am Pro-
zessthema dem Interesse an einer effi-
zienten Rechtspflege deutlich vor, ins-
besondere wenn die Beschuldigten dies
ebenfalls bevorzugen (vgl. BSK StPO-
Riklin,Art. 352 StPO N 14).

Andreas Dietschi, Zürich und Freiburg

«Whistleblower und
Risikomanagement»

Der Gastkommentar «Whistleblower
undRisikomanagement» (NZZ 16. 1. 20)
ist eine einseitige Glorifizierung von
Whistleblowern.Vor einigen Jahren be-
zichtigte an einem renommierten Uni-
versitätsspital ein «Whistleblower» (in
Tat und Wahrheit wohl eher ein Intri-
gant und Neider) beim Verwaltungs-
direktor einen Chefarzt der unkorrekten
Erstellung vonHonorarrechnungen und
Spesenabrechnungen.DerVerwaltungs-
direktor liess darauf dieVorwürfe durch
einen – wie sich später herausstellte –

offensichtlich inkompetenten Gutach-
ter untersuchen. Aufgrund dieses Gut-
achtens wurde der Chefarzt fristlos ent-
lassen, und die Staatsanwaltschaft nahm
Ermittlungen wegen Betrugs und Ur-
kundenfälschung auf, später auch noch
wegen Geldwäscherei.

Der Chefarzt focht die Kündigung
auf zivilrechtlichem Weg an, worauf
sich das Spital zu einem aussergericht-
lichenVergleich bereitfinden musste, da
es inzwischen einsah, wie haltlos seine
Vorwürfe waren. Über dessen Inhalt ist
zwar Stillschweigen vereinbart worden,
doch es bedarf keiner besonderen Phan-
tasie, um zu erahnen, dass dem Spital in
diesem ein ansehnlicher Betrag abver-
langt wurde. Dieser bedeutet einen rea-
len, nicht nur potenziellen Schaden für
das Unternehmen. Gleichzeitig gab das
Spital gegenüber der Staatsanwaltschaft
eine Desinteresseerklärung ab. Das half
dem Opfer allerdings gar nichts, da es
sich bei Betrug und Urkundenfälschung
um Offizialdelikte handelt, so dass
die Untersuchung fortgesetzt werden
musste. EineAufhebung der Kündigung
und eine Rückkehr an den Arbeitsplatz
konnte sich der Chefarzt nicht erstrei-
ten, da das geltende Recht dies nicht
ermöglicht. Nach zweijähriger Unter-
suchung schloss die Staatsanwaltschaft
das Verfahren mit einer Einstellungs-
verfügung ab, die ebenso ernüchternd
wie erschreckend lautete: Das Gutach-
ten sei unpräzise bis falsch und könne
keine Grundlage für eine strafrechtliche
Verantwortlichkeit des Chefarztes bil-
den, und die Abrechnungen seien kor-
rekt erfolgt.

Es kam somit nicht einmal zu einer
Anklage. Trotzdem hatte das Opfer
ohne eigenes Verschulden seine Stelle
verloren, und seine international aner-
kannte Reputation war zumindest vor-
übergehend massiv beschädigt worden.
Solange Opfer von missbräuchlichem
und ungerechtfertigtemWhistleblowing
nicht wirksam geschützt sind, ist es nicht
zu verantworten,Whistleblower besser-
zustellen. Wenn schon, müsste beides
gleichzeitig geschehen.

Jürg Marti, Reinach

Selbstverantwortliche
Bürger

Laut Prof. Steven Pinker ist es heute so,
dass die Kompromisse in der Demo-
kratie das Beste sind, was einer Gesell-
schaft passieren kann («Das Gute be-
steht oft darin, dass nichts passiert»,
NZZ 15. 1. 20). Grosses Fragezeichen,
Herr Pinker. Beispiel: Eine Mehrheit
von beispielsweise 52 Prozent verdon-
nert die 48 Prozent der Unterlegenen
zu ebendiesem Kompromiss.Wo finden
sich denn die heutigen Probleme? Samt
und sonders in den vom Staat reglemen-
tierten Bereichen.Keine Regierung und
somit auch keine Mehrheit kann wis-
sen, was die 8,57 Millionen Schweizer
für Ideen haben. Aus liberaler Sicht
braucht’s eindeutig weniger Staat, viel
mehr Eigenverantwortung. Bauen wir
die Gesetzesflut im Staat endlich ab, und
lassen wir dem Einzelnen die Möglich-
keit, sich für oder eben gegen etwas zu
entscheiden. Das erzeugt selbstverant-
wortliche Bürger und beendet den Streit
im Land.Wo sind die (liberalen) Politi-
ker, die sich dafür starkmachen?

Claude Bürkle, Ascona

An unsere Leserinnen
und Leser

Wir danken allen Einsenderinnen
und Einsendern von Leserbriefen
und bitten umVerständnis dafür,
dass wir über nicht veröffentlichte
Beiträge keine Korrespondenz
führen können. Kurz gefasste Zu-
schriften werden bei derAuswahl
bevorzugt; die Redaktion behält
sich vor,Manuskripte zu kürzen.
Jede Zuschrift an die Redaktion
Leserbriefe muss mit der vollstän-
digen Postadresse desAbsenders
versehen sein.

Redaktion Leserbriefe
NZZ-Postfach, 8021 Zürich
E-Mail: leserbriefe�nzz.ch

TRIBÜNE

Den Rentenzuschlag
modifizieren
Gastkommentar
von MATTHIASWIEDMER und BENNO AMBROSINI

Mitte Dezember hat der Bundesrat dieVernehmlassung zur BVG-
Reform eröffnet. Er übernimmt dabei den Kompromissvorschlag
der Sozialpartner. Die vorgeschlagene Anpassung wichtiger Eck-
punkte wie BVG-Mindestumwandlungssatz, Koordinationsabzug
undAltersgutschriften können in weiten Bereichen als zielführend
bewertet werden. Die Reduktion des gegenwärtigen BVG-Min-
destumwandlungssatzes von 6,8 Prozent ist dringend geboten,
wenn auch der vorgeschlagene Wert von 6,0 Prozent im Alter 65
aus versicherungstechnischer Sicht als zu hoch beurteilt werden
muss. Die durch die Halbierung des Koordinationsabzuges er-
reichte bessere Versicherung von tieferen Löhnen und Teilzeit-
beschäftigten ist aus sozial- und gesellschaftspolitischer Sicht zu
begrüssen, verursacht allerdingsMehrkosten.Ebenso führt dieAb-
flachung der Altersgutschriften dazu, dass die älteren Arbeitneh-
mer abAlter 55 auf demArbeitsmarkt weniger benachteiligt sind.

Zur Kompensation der Reduktion der BVG-Altersrente wird
neu ein Rentenzuschlag eingeführt. Der Rentenzuschlag gibt eine
unerwünschte, systemfremde und gemäss Gesetzesentwurf dauer-
hafte Vermischung von umlagefinanzierter erster Säule und kapi-
talgedeckter zweiter Säule.Alle Neurentner sollen in Zukunft un-
abhängig von der Höhe ihrer Altersrente aus der zweiten Säule
nach dem Giesskannenprinzip einen Rentenzuschlag im BVG er-
halten. Gemäss der Vernehmlassungsvorlage betragen die jähr-
lichen Beiträge für die Finanzierung des Rentenzuschlags anfäng-
lich rund 1,7 Milliarden Franken und steigen bis 2030 auf über 1,8
Milliarden Franken an. Da am Anfang den jährlichen Beiträgen
nur wenige ausbezahlte Rentenzuschläge gegenüberstehen, wird
unterAnnahme einer jährlichen Rendite von 1,5 Prozent bis 2045

im Sicherheitsfonds ein Kapital von rund 19 Milliarden Franken
aufgebaut. So entsteht innerhalb des BVG eine «Schatten-AHV».
Zusätzlich fällt die administrative Umsetzung des Rentenzuschla-
ges innerhalb der zweiten Säule reichlich komplex aus.

Die Vermischung von erster und zweiter Säule und die un-
nötigeVerteilung nach demGiesskannenprinzip sollten vermieden
werden. Dies kann über eine einfache Modifikation des Renten-
zuschlages erfolgen. In einer auf zehn Jahre beschränkten Über-
gangszeit erhalten nur diejenigen Neurentner einen einheitlich auf
monatlich 200 Franken festgelegten lebenslangen Rentenzuschlag,
bei welchen die Altersrente aus der Pensionskasse tiefer ausfällt
als die sogenannte BVG-Schattenaltersrente.Dabei wird die BVG-
Schattenaltersrente einfach und pragmatisch aus dem bei Pensio-
nierung vorhandenen BVG-Altersguthaben mit dem bisherigen
BVG-Mindestumwandlungssatz von 6,8 Prozent berechnet. Der
Rentenzuschlag wird dezentral von den betroffenen Pensions-
kassen mittels Rückstellungen oder allenfalls über Beiträge finan-
ziert. Mit einer solchen Übergangsregelung wird den wirklich von
der Reduktion des BVG-Mindestumwandlungssatzes betroffenen
Versicherten geholfen. Ebenso sind diejenigen Arbeitgeber und
Arbeitnehmer, deren Pensionskassen ihre Umwandlungssätze be-
reits stärker auf ein realistisches Niveau gesenkt haben, nicht zur
Zahlung von Umlagebeiträgen verpflichtet.

Eine BVG-Revision mit Reduktion des BVG-Mindestumwand-
lungssatzes ist dringend; eine faire Kompensation für die kurz vor
der Pensionierung stehendenVersicherten ist ebenfalls notwendig.
Aber die BVG-Revision soll nicht zumAnlass genommen werden,
im BVG eine «Schatten-AHV» einzuführen und Leistungen nicht
bedarfsgerecht auszuzahlen.Mit einer einfachenModifikation des
Rentenzuschlages kann dies vermieden werden.

Matthias Wiedmer und Benno Ambrosini sind Pensionskassen-Experten
bei der Libera AG.

Die Reform soll nicht
zum Anlass genommen werden,
in der beruflichen Vorsorge
eine «Schatten-AHV» einzuführen.


